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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Spenden für technische Hilfe zur Reparatur kriegsbeschädigter 
Infrastruktur in der Ukraine 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 13. März 2023 ein Schreiben 
zu Spenden für technische Hilfe zur Reparatur kriegsbeschädigter Infrastruktur in 
der Ukraine veröffentlicht. 

In Ergänzung des BMF-Schreibens vom 17. März 2022, BStBl I S. 330 (siehe 
unseren Blogbeitrag), zu steuerlichen Maßnahmen zur Unterstützung der vom 
Krieg in der Ukraine Geschädigten wird nach Erörterung mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder die folgende Regelung beschlossen: 

Bei einer unentgeltlichen Leistung, die unmittelbar die Reparatur von 
kriegsbeschädigter Infrastruktur in der Ukraine zum Ziel hat, wird aus 
Billigkeitsgründen bis zum 31. Dezember 2023 von der Besteuerung einer 
unentgeltlichen Wertabgabe abgesehen. Dies umfasst z. B. die unentgeltliche 
Bereitstellung von Baumaterialien, Baumaschinen, technischen Einrichtungen und 
Personal jeweils einschließlich etwaiger Transportleistungen. 

Beabsichtigt ein Unternehmer bereits beim Leistungsbezug, die Leistungen 
ausschließlich und unmittelbar für die genannten Zwecke zu verwenden, sind die 
entsprechenden Vorsteuerbeträge unter den übrigen Voraussetzungen des § 15 
UStG im Billigkeitswege entgegen Abschn. 15.15 Absatz 1 UStAE zu 
berücksichtigen. Die folgende unentgeltliche Wertabgabe wird nach dem 
vorangegangenen Absatz im Billigkeitswege nicht besteuert. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 13. März 2023, III C 2 - S 7500/22/10005 :005. 

  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/229014/update-oberste-finanzbehoerden-der-laender-steuerliche-massnahmen-zur-unterstuetzung-der-vom-krieg-in-der-ukraine-geschaedigten/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2023-03-13-spenden-fuer-technische-hilfe-zur-reparatur-kriegsbeschaedigter-infrastruktur-in-der-ukraine.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. März 2023 

 
 
Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, demzufolge die 
Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gemindert oder 
entzogen werden kann, ist die Bildung einer Pensionsrückstellung 
steuerrechtlich nur zulässig, wenn der Vorbehalt positiv ‑d.h. 
ausdrücklich‑ einen nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 
anerkannten, eng begrenzten Tatbestand normiert, der nur 
ausnahmsweise eine Minderung oder einen Entzug der 
Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gestattet. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 018/23 und das 
teilweise inhaltsgleiche Urteil IV R 22/19 vom selben Tag. 
 
 
 
 
 
Die durch § 52 Abs. 28 Satz 16 Teilsatz 3 EStG bewirkte 
Einbeziehung unechter Finanzinnovationen in die 
Veräußerungsgewinnbesteuerung gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
EStG mit Wirkung vom 01.01.2009 ist verfassungsgemäß.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Verfahren der gesonderten und einheitlichen Feststellung nach 
§ 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO sind 
eine Erbengemeinschaft und eine aus den Miterben gebildete GbR 
als jeweils selbständige Feststellungssubjekte zu behandeln. 
Bestehen beide Feststellungssubjekte fort, ist für jedes ein 
eigenständiges Feststellungsverfahren durchzuführen. Ein 
identitätswahrender Formwechsel einer Erbengemeinschaft in eine 
GbR ist nach dem UmwG nicht möglich. Der Grundsatz, dass eine 
Erbengemeinschaft nebeneinander Gewinn- und 
Überschusseinkünfte erzielen kann, gilt nicht mehr, wenn diese in 
eine GbR als "andere Personengesellschaft" i.S. von § 15 Abs. 3 
Nr. 1 Satz 1 EStG überführt wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil IV R 21/19: 
Bildung einer 
Pensionsrückstellung 
nach § 6a Abs. 1 Nr. 2 
EStG bei Pensions-
zusage unter Vorbehalt 
 
 
 
 
 
6. Dezember 2022 
 

Urteil VIII R 23/20: 
Verfassungsmäßigkeit 
des Übergangsrechts 
zur Einführung der 
Veräußerungsgewinn-
besteuerung gemäß § 
20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
EStG mit Wirkung 
vom 01.01.2009 
 
 
13. Dezember 2022 
 

 

 
Urteil IV R 5/19: Keine 
Identität zwischen 
einer Erben-
gemeinschaft und 
einer aus den 
Miterben gebildeten 
GbR 
 
 
 
 
19. Januar 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/bfh-konkretisiert-rechtsprechung-zu-steuerschaedlichen-vorbehalten-in-bezug-auf-eine-pensionszusage/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350029/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310063/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 17/20: Bewertung eines GmbH-Anteils mit stark disquotal 
ausgestalteten Rechten; Vertrauensschutz hinsichtlich der Bewertung von 
Sachzuwendungen 
16. November 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss VII R 23/19: Geschäftsführerhaftung: 
Überwachungsverschulden, eigenes Unvermögen 
15. November 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil I R 17/19: Sozialversicherungsrente und Art. 19 Abs. 4 DBA-Italien 
1989 
17. August 2022 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Steuerliches Einlagekonto: Keine Anfechtungsbefugnis des Gesellschafters 
Der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft kann den Bescheid über den 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos nicht anfechten. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
§ 27 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) schreibt vor, dass der 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos mit einem besonderen Bescheid 
festzuschreiben ist. Auf dem Konto sind insbesondere die Einlagen zu erfassen, 
die der Gesellschafter an „seine“ Kapitalgesellschaft geleistet hat. Werden solche 
Einlagen später an den Gesellschafter aus dem Einlagekonto zurückgezahlt, 
dann muss der Gesellschafter diese sog. Einlagenrückgewähr nicht versteuern. 
Obgleich der Bescheid im Sinne des § 27 Abs. 2 KStG somit im Wesentlichen 
Bedeutung für die Besteuerung des Gesellschafters hat, richtet sich der Bescheid 
ausschließlich an die Kapitalgesellschaft. 
Sachverhalt 
Im Streitfall war die Klägerin, eine ausländische Kapitalgesellschaft, an einer 
inländischen GmbH beteiligt; sie hatte im Jahr 2007 eine hohe Einlage geleistet. 
Dies war irrtümlich nicht deklariert worden und der entsprechende Bescheid 
wurde bestandskräftig. 
Erst im Jahr 2018 legte die Klägerin Einspruch mit der Begründung ein, dass 
ohne Erfassung ihrer Einlage im Bescheid eine spätere steuerfreie 
Einlagenrückgewähr nicht möglich sei. Weder dieser Einspruch noch die 
nachfolgende Klage waren erfolgreich. 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein entschied, dass alleine die GmbH als 
Adressatin des Bescheids das Recht habe, diesen anzufechten (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310062/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227647/kein-drittanfechtungsrecht-eines-gmbh-gesellschafters/
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Entscheidung des BFH 
Der BFH bestätigte diese Auffassung. 
Grundsätzlich kann ein Bescheid nur von den Adressaten angefochten werden. 
Das ist im Fall des Bescheids gemäß § 27 Abs. 2 KStG die Kapitalgesellschaft 
und allein sie kann deshalb Einspruch einlegen und Klage erheben. Der 
Gesellschafter der Kapitalgesellschaft ist nicht Adressat, sondern als Dritter 
lediglich mittelbar von dem Bescheid betroffen. 
Ein eigenes Anfechtungsrecht des Gesellschafters (sog. Drittanfechtungsrecht) ist 
auch nicht ausnahmsweise anzuerkennen. Zum einen besteht keine 
Rechtsschutzlücke, da die Kapitalgesellschaft Fehler des Bescheids im 
Rechtsbehelfsverfahren geltend machen kann. Zum anderen hätte ein solches 
Recht zur Folge, dass der Bescheid noch nach vielen Jahren vom Gesellschafter 
angefochten werden könnte und dauerhaft kein Rechtsfrieden eintreten würde. 
Die Versagung eines eigenen Anfechtungsrechts des Gesellschafters ist auch mit 
der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes vereinbar. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Dezember 2022 (I R 53/19), veröffentlicht am 9. März 2023, 
vgl. die Pressemitteilung 017/23. 
 
Besteuerung der Vermietung nicht ortsfester Wohncontainer an 
Arbeitnehmer 
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG begünstigt nicht nur die Vermietung von 
Grundstücken und mit diesen fest verbundenen Gebäuden, sondern allgemein die 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen durch einen Unternehmer zur 
kurzfristigen Beherbergung von Fremden und damit auch die Vermietung von 
Wohncontainern an Erntehelfer. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger betreibt eine Landwirtschaft mit Schwerpunkt Spargel- und 
Beerenanbau. Er beschäftigte in den Besteuerungszeiträumen 2014 bis 2017 
(Streitjahre) saisonal rund 100 Erntehelfer, an die er Räume in Wohncontainern 
vermietete. 
Die "Dreierblocks", die über einen Sanitär- und Stromanschluss verfügten, waren 
mit Schlafräumen, einer Nasszelle, einem Aufenthaltsraum und einer Küche 
eingerichtet. Die Einzelcontainer enthielten lediglich drei Schlafplätze; für die dort 
untergebrachten Erntehelfer standen in der Halle des Klägers eine 
Sanitäreinrichtung und eine zentrale Küchenanlage zur Verfügung. Die 
Wohncontainer waren nicht in das Erdreich eingelassen, sondern standen auf 
Steinsockeln und waren über gepflasterte Wege zu erreichen. 
Die Dreierblocks waren Eigentum des Klägers und befanden sich dauerhaft auf 
dessen Gelände, während die Einzelcontainer vom Kläger angemietet wurden 
und nur während der Saison bei ihm aufgestellt waren. Zwischen dem Kläger und 
den Erntehelfern wurden neben den Arbeitsverträgen "Leistungsverträge" 
geschlossen, in denen die Miete kalendertäglich vereinbart war. 
Neben der Unterkunft konnten die Erntehelfer auch Verpflegung beziehen, die der 
Kläger gesondert berechnete. Die Verträge enthielten eine Klausel, nach der die 
Ansprüche aus dem Leistungsvertrag mit Ansprüchen aus dem Arbeitsvertrag 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310058/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerliches-einlagekonto-keine-anfechtungsbefugnis-des-gesellschafters/
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aufgerechnet werden konnten; die Dauer des jeweiligen Mietverhältnisses betrug 
längstens drei Monate. 
Der Kläger meldete seine Umsätze aus der Vermietung der Räume an Erntehelfer 
für die Streitjahre zum ermäßigten Steuersatz an. 
Im Anschluss an eine Außenprüfung kam das Finanzamt unter Bezugnahme auf 
Abschn. 12.16 Abs. 5 4. Spiegelstrich des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses zu 
dem Ergebnis, die betreffenden Umsätze unterlägen dem Regelsteuersatz, weil 
die Unterkünfte keine dauerhaft feste Verbindung zum Grundstück besaßen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Kläger hat durch die Gewährung von Unterkunft an die Erntehelfer steuerbare 
und steuerpflichtige Leistungen erbracht. Diese unterliegen dem ermäßigten 
Steuersatz. 
Die Steuerermäßigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG umfasst auch die 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen in nicht ortsfesten Wohncontainern. 
Zwar entspricht die Formulierung des Tatbestands der Steuerermäßigung in § 12 
Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG derjenigen in § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG, der sich auf den 
Grundtatbestand des § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG und damit auf die Vermietung 
von Grundstücken bezieht. 
Dem Wortlaut des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG selbst ist jedoch nicht zu 
entnehmen, dass er sich lediglich auf die Vermietung von Grundstücken bezöge. 
Vielmehr begünstigt die Vorschrift allgemein die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen durch einen Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von 
Fremden. 
Dies entspricht dem Unionsrecht. Der Unionsgesetzgeber beabsichtigte mit 
Anhang III MwStSystRL, dass auf die grundlegenden Güter sowie auf 
Gegenstände und Dienstleistungen, die sozialen oder kulturellen Zielen dienen, 
ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz angewandt werden kann, soweit von ihnen 
keine oder nur eine geringe Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung ausgeht; die in 
Anhang III Nr. 12 MwStSystRL den Mitgliedstaaten gewährte Möglichkeit, einen 
ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf verschiedene Formen der Beherbergung 
anzuwenden, ist geeignet, einen breiten Zugang zu den betreffenden Leistungen 
zu erleichtern, womit einem grundlegenden Bedürfnis eines jeden, der unterwegs 
ist, entsprochen wird (EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2019, Rs. C-715/18 
"Segler -Vereinigung Cuxhaven", Rz 32 f.). 
Der Beherbergungsbegriff des Anhangs III Nr. 12 MwStSystRL ist zwar eng 
auszulegen und der Anwendungsbereich dieser Bestimmung darf nicht auf 
Leistungen ausgedehnt werden, die sich weder im Wortlaut der Bestimmung 
wiederfinden noch begriffsimmanent sind. Der Begriff der "Beherbergung in 
Hotels und ähnlichen Einrichtungen" in Anhang III Nr. 12 MwStSystRL ist jedoch 
weit genug, um auch die kurzfristige Beherbergung von Saisonarbeitern in nicht 
ortsfesten Wohncontainern zu erfassen. Art. 43 MwSt-DVO ist Ausweis dafür, 
dass auch die Beherbergung in nicht ortsfesten Einrichtungen der 
Steuersatzermäßigung unterfallen kann. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Ein anderes Verständnis des Begriffs der "Beherbergung in Hotels und ähnlichen 
Einrichtungen", d.h. das kurzfristige Beherbergen von Fremden in nicht ortsfesten 
Wohncontainern von der Ermäßigung auszunehmen, würde zudem zu einem 
Verstoß gegen den Grundsatz der steuerlichen Neutralität führen; dieser 
Grundsatz lässt es nicht zu, gleichartige Gegenstände oder Dienstleistungen, die 
miteinander in Wettbewerb stehen, hinsichtlich der Mehrwertsteuer 
unterschiedlich zu behandeln (vgl. EuGH-Urteile Phantasialand vom 09. 
September 2021, C-406/20, Rz 37, siehe unseren Blogbeitrag; Finanzamt A vom 
03. Februar 2022, C-515/20, Rz 43, siehe unseren Blogbeitrag). 
Es ist im Übrigen nicht ersichtlich, zu welcher Hauptleistung des Klägers die 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen -wie das Finanzamt meint- eine 
Nebenleistung wäre. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Dezember 2022 (I R 11/20), veröffentlicht am 2. März 2023. 
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Aktuelles zur Umsatzsteuer 2023 
Webinar 23.03. 
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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